
Der klagende Unternehmer, ein 
Finanzvertrieb, nahm den be-
klagten Handelsvertreter wegen 

des Konkurrenzverstoßes auf Zahlung  
einer Vertragsstrafe in Anspruch. Der Ver-
treter war laut Vertrag ausdrücklich ne-
benberuflich betraut worden. Inwieweit er 
nach Art und Umfang der von ihm er-
brachten Tätigkeit tatsächlich nebenbe-
ruflich tätig war, war zwischen den Par-
teien umstritten. Der Handelsvertreter 
hatte das Vertragsverhältnis zunächst or-
dentlich unter Einhaltung der für den 
hauptberuflichen Vertreter geltenden 
Kündigungsfrist von sechs Monaten ge-
kündigt. Der Unternehmer hatte das Ver-
tragsende hingegen unter Einhaltung der 
vertraglich vereinbarten Kündigungsfrist 
von zwölf Monaten zum Jahresende be-
stätigt. 

Der Vertreter sprach einige Zeit später 
die fristlose Kündigung aus und nahm  
eine Konkurrenztätigkeit auf. Daraufhin 
verlangte der Unternehmer vom Vertreter 
Auskunft, um Vertragsstrafeansprüche 
und hilfsweise Schadenersatzansprüche 
wegen entgangener Differenzprovisionen 
vorbereiten zu können. Die formularmä-
ßige Vertragsstrafenregelung sah eine ver-

schuldensunabhängige Vertragsstrafe vor. 
Das Landgericht hatte die Klage überwie-
gend abgewiesen, weil es die Klausel zur 
verlängerten Kündigungsfrist als unwirk-
sam erachtete. Das Oberlandesgericht 
(OLG) sah dies anders, ließ aber die Re-
vision zu. Der Bundesgerichtshof (BGH) 
verwies die Angelegenheit mit seinem Ur-
teil vom 21. März 2013 (Az. VII ZR 
224/12) zur erneuten Entscheidung an 
das OLG zurück.

Verlängerung benachteiligt den 
Nebenberufler

Nach Ansicht des BGH benachteiligt die 
Verlängerung der Kündigungsfrist auf 
zwölf Monate zum Jahresende einen 
zweitberuflich tätigen Handelsvertreter 
unangemessen. Die gesetzliche Regelung 
des § 92b Absatz 1 Satz 2 HGB sieht eine 
Frist von einem Monat für den Schluss ei-
nes Kalendermonats vor; wird eine ande-
re Kündigungsfrist vereinbart, muss sie 
für beide Teile gleich sein. 

Auf diese Regelung bezog sich der BGH 
und stellte klar, dass grundsätzlich eine 
längere Frist als gesetzlich vorgesehen ver-
einbart werden darf. Das Vertragsverhält-

nis mit einem Vertreter im Nebenberuf sei 
seinem Wesen nach aber in der Regel we-
niger auf Dauer berechnet als das eines 
hauptberuflichen Vertreters. Bei einem 
nebenberuflichen Vertreterverhältnis sol-
le dieses nach der gesetzlichen Regelung 
rascher beendet werden können als das 
Vertragsverhältnis mit einem im Haupt-
beruf tätigen Vertreter, für den bei ver-
gleichbarer Vertragsdauer von über fünf 

Kündigungsfris ten 

Vertragsfreiheit  
ist eingeschränkt

Der BGH hatte sich kürzlich mit der Frage zu befassen, ob die formularmäßige Verlän-
gerung der Kündigungsfrist bei einem nebenberuflich tätigen Vermittler auf eine Frist von 
zwölf Monaten zum Ende eines Kalenderjahres nach einer Laufzeit von drei Jahren 
wirksam ist. Hintergrund war, dass der Prinzipal den Vertreter wegen des Verstoßes ge-
gen das Wettbewerbsverbot innerhalb der Kündigungsfrist in Anspruch genommen hat.

In Kürze

In diesem Artikel lesen Sie:
n	 Kündigungsfristen in Vertreterver-

trägen können grundsätzlich für beide 

Parteien verlängert werden.

n	 Verlängerte Kündigungsfristen von 

zwölf Monaten zum Jahresende benach-

teiligen Vertreter im Nebenberuf unan-

gemessen.

n	 Eine Vertragsstrafe, die bei einem 

Verstoß gegen das Konkurrenzverbot ver-

wirkt sein soll, ist unwirksam, wenn sie 

nicht ausdrücklich voraussetzt, dass der 

Handelsvertreter schuldhaft handelt.
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Jahren eine Kündigungs-
frist von sechs Monaten für 
den Schluss eines Kalender-
monats maßgeblich wäre. 
Eine zeitlich gestaffelte Ver-
längerung der Kündigungs-
frist sehe § 92b Absatz 1 Satz 
2 HGB anders als § 89 HGB 
nicht vor. Durch eine Kündi-

gungsfrist von zwölf Monaten auf das En-
de eines Kalenderjahres werde die Kündi-
gungsfrist für einen nebenberuflich täti-
gen Handelsvertreter jedoch unter Um-
ständen auf bis zu 23 Monate verlängert. 
Diese benachteilige den Handelsvertreter 
unangemessen.

Dem könne nicht entgegengehalten 
werden, dass der Handelsvertreter im Ne-
benberuf weniger schutzbedürftig sei. 
Zwar sei die im Verhältnis zu § 89 HGB 
verkürzte gesetzliche Frist in § 92b Absatz 
1 Satz 2 HGB mit der geringeren Schutz-
bedürftigkeit des Handelsvertreters im 
Nebenberuf begründet worden. Das Ver-
tragsverhältnis stelle danach nicht die 
Existenzgrundlage des nebenberuflichen 
Vertreters dar. Eine Kündigung könne sich 
deshalb nicht in demselben Maße exis-
tenzgefährdend auswirken, wie dies bei  
einem hauptberuflichen Vertreter mög-
lich sei. Für einen nebenberuflichen Han-
delsvertreter sei das Entgelt aus seiner Ver-
tretertätigkeit nicht die einzige finanziel-
le Grundlage. 

Nach Ansicht des BGH hat der Ge-
setzgeber also eine rasche Beendigungs-
möglichkeit durch den Unternehmer im 
Blick gehabt. Insoweit mag ein Handels-
vertreter im Nebenberuf in einem gerin-
geren Maß schutzwürdig sein. Das sei je-
doch nicht der geeignete Anknüpfungs-
punkt zur Beurteilung einer Klausel, mit 
der die Kündigungsfrist des nebenberuf-
lichen Handelsvertreters vertraglich ver-
längert werde. Insoweit komme es auf die 
Frage an, inwieweit der Handelsvertreter 
durch eine lange Kündigungsfrist unan-
gemessen benachteiligt werde. Hier sei zu 
berücksichtigen, dass gerade ein nebenbe-
ruflich tätiger Handelsvertreter auf eine 
Beendigung des Vertragsverhältnisses in 
absehbarer Zeit angewiesen sein könne. 

Eine auf bis zu 23 Monate verlängerte 
Kündigungsfrist könne seine Flexibilität 
und Mobilität unverhältnismäßig beein-
trächtigen. 

Ein Handelsvertreter im Nebenberuf 
könne durch die lange Kündigungsfrist in 
unbilliger Weise daran gehindert werden, 
einen existenzsichernden Hauptberuf bei 
einem konkurrierenden Unternehmer zu 
ergreifen. Zwar habe er durch eine lange 
Kündigungsfrist auch Vorteile, weil ihm 
nicht kurzfristig gekündigt werden könne. 
Dies wiege jedoch nicht die dargestellten 
Nachteile auf. Ferner hat der BGH ent-
schieden, dass die Vertragsstrafeklausel un-
wirksam sei, weil sie eine Vertragsstrafe un-
abhängig von dem Verschulden des Ver-
tragspartners vorsehe. Gewichtige Interes-
sen der Klägerin, die die Vereinbarung ei-
nes verschuldensunabhängigen Vertrags-
strafenversprechens ausnahmsweise 
rechtfertigen könnten, bestünden nicht.

Urteil schwer nachvollziehbar

Leider beschäftigt sich die Entscheidung 
nicht eingehender mit der Frage, aus wel-
chen Gründen ein Handelsvertreter im 
Nebenberuf auf eine raschere Kündi-
gungsmöglichkeit angewiesen sein sollte 
als ein hauptberuflich tätiger Vertreter, bei 
dem erhebliche Verlängerungen der Kün-
digungsfrist als zulässig erachtet werden. 

Auch bei einem Vertreter im Hauptbe-
ruf können sich Veränderungen ergeben, 
die aus Sicht des Vertreters eine zügige Los-
sagung von dem Handelsvertretervertrag 
als wünschenswert erscheinen lassen. So 
kann man ebenso argumentieren, dass 
auch ein hauptberuflich tätiger Vertreter 
von der Aufnahme einer neuen berufli-
chen Tätigkeit durch lange Kündigungs-

fristen abgehalten wird. Des Weiteren be-
fasst sich der BGH nicht damit, dass sich 
eine Ausweitung einer nebenberuflichen 
Tätigkeit auf eine hauptberufliche nach 
überwiegender Ansicht bereits durch In-
tensivierung der nebenberuflichen Tätig-
keit ergeben kann. Die Annahme, dass es 
hierzu eines Unternehmerwechsels be-
dürfe, ist nicht nachvollziehbar. Dies gilt 
umso mehr, als nicht erkennbar ist, dass 
Unternehmer die Zusammenarbeit auf 
nebenberufliche Vertreter beschränken. 
Es ist eigentlich üblich, eine nebenberuf-
lich begonnene Tätigkeit für einen Unter-
nehmer auch als hauptberufliche fortset-
zen zu können. 

Die Vorinstanz hatte zu Recht auch 
darauf verwiesen, dass der Gesetzgeber bei 
einem auf feste Zeit geschlossenen Han-
delsvertretervertrag eine deutlich längere 
Bindung akzeptiert. Auch die Ausführun-
gen zur Unwirksamkeit der Vertragsstra-
fenregelung überzeugen nicht. Es mag 
zwar richtig sein, dass eine Vertragsstrafe 
grundsätzlich ein Verschulden voraus-
setzt. Allerdings muss grundsätzlich über-
legt werden, ob ein nicht verschuldeter 
Verstoß gegen eine vertragliche Regelung 
denkbar ist. Wie ein Handelsvertreter un-
verschuldet gegen das Konkurrenzverbot 
verstoßen soll, erschließt sich nicht.	�  n
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